
 
 

 

 

Aktenzeichen: 35 O 9/23 KfH 

  

Landgericht Stuttgart 

Im Namen des Volkes 

Versäumnisurteil 

In dem Rechtsstreit 

Forderungsfuchs GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer, durch den Geschaftsfuh- rer, Kalkumer 

StraBe 154,40468 Dusseldorf 

- Klägerin - 

Prozessbevollmachtigter: 

Rechtsanwalt Martin F. Schenz, Berliner Allee 57,40212 Dusseldorf, Gz.: 30/23 SOI Nh 

gegen 

BePe Consulting GmbH, vertreten durch d. Geschaftschäftsführer, vertreten durch den 

Geschaftschäftsführer, Auf den Graben 10,71083 Herrenberg 

- Beklagte - 

wegen Dienstleistungsvertrages 

hat das Landgericht Stuttgart - 35. Kammer fur Handelssachen - durch den Vorsitzenden Richter 

am Landgericht Dr. Melwitz am 15.03.2023 ohne mündliche Verhandlung gemaB § 331 Abs. 3 

ZPO für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 5.950,00 € nebst Zinsen in Hohe von 9 %-Punk- 

ten über dem Basiszins seit dem 01.03.2023 zu bezahlen. 

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

 

 



3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.
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Beschluss 

Der Streitwert wird auf 5.950,00 € festgesetzt. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung steht der Beklagten der Einspruch zu. Der Einspruch kann binnen einer Notfrist von zwei 

Wochen bei dem 

Landgericht Stuttgart 

Urbanstrafie 20 

70182 Stuttgart 

eingelegt werden. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung des Urteils. 

Der Einspruch muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwaltin oder einen Rechtsanwalt eingeiegt werden. 

Die Einspruchsschrift muss die Bezeichnung des Urteiis, gegen das der Einspruch gerichtet wird, und die Er- kiarung 

enthaiten, dass gegen dieses Urteii Einspruch eingelegt werde. Soli das Urteil nur zum Teil angefoch- ten werden, so ist 

der Umfang der Anfechtung zu bezeichnen. 

In der Einspruchsschrift, jedenfalls aber innerhalb der Elnspruchsfrist, hat die Partei ihre Angriffs- und Vertei- 

digungsmittel (z.B. Einreden und Einwendungen gegen den gegnerischen Anspruch, Beweisangebote und 

Beweiseinreden) mitzuteilen. Es wird ausdrucklich darauf hingewiesen, dass es auBerst wichtig ist, die Angriffs- und 

Verteidigungsmittel innerhalb der Elnspruchsfrist vorzubringen. Wird die Frist versaumt, besteht die Gefahr, dass der 

Partei jegliche Verteidigung abgeschnitten und in dem Prozess nur auf Grundlage des gegnerischen Sachvortrags 

entschieden wird. Ein verspatetes Vorbringen wird vom Gericht nur zugelassen, wenn sich dadurch der Rechtsstreit nicht 

verzogert Oder wenn die Partei die Verspatung genugend entschuldigt. Verspatete verzichtbare Rugen, die die 

Zulassigkeit der Klage betreffen, konnen nur bei genugender Ent- schuldigung der Verspatung zugelassen werden. 

Der Prozess kann also allein wegen der Versaumung der Frist zur Mlttellung der Angriffs* und Ver-

teidigungsmittel verloren werden. 

Erscheint die Frist fur die Mitteilung von Angriffs- und Verteidigungsmitteln (nicht fur den Einspruch selbst) als zu kurz, 

kann vor ihrem Ablauf eine Verlangerung beantragt werden. Die Frist kann nur verlangert werden, wenn dadurch der 

Rechtsstreit nicht verzogert wird Oder wenn erhebliche Grunde dargelegt werden. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, wenn der 

Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro ubersteigt Oder das Gericht die Beschwerde zugelassen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

Landgericht Stuttgart UrbanstraBe 20 70182 Stuttgart 

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache Oder der anderweitigen Eriedigung 

des Verfahrens. 1st der Streitwert spater als einen Monat vor Ablaut der sechsmonatigen Frist festgesetzt worden, kann 

die Beschwerde noch innerhaib eines Monats nach Zusteilung Oder formloser Mit- teilung des Festsetzungsbeschlusses 

eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als 

bekannt gemacht. 

Die Beschwerde 1st schrlftlich einzulegen Oder durch Erklarting zu Protokoll der Geschaftsstelle des genann- ten 

Gerichts. Sie kann auch vor der Geschaftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklart werden; die Frist ist jedoch nur 
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gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt- liche Mitwirkung ist nicht 

vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe konnen auch als elektronisches Dokument eingelegt werden. Eine Einlegung per E-Mail ist nicht zulassig. 

Wie Sie bei Gericht elektronisch einreichen konnen, wird auf www.eiustice-bw.de beschrie- ben. 

Schriftlich einzureichende Antrage und Erklarungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch eine Behorde Oder durch eine 

juristische Person des dffentlichen Rechts einschlieBlich der von ihr zu Erfullung ihrer dffentlichen Aufgaben gebildeten 

Zusammenschliisse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument zu ubermit- teln. Ist dies aus technischen 

Grunden vorubergehend nicht moglich, bleibt die Cibermittlung nach den allge- meinen Vorschriften zulassig. Die 

vorubergehende Unmbglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung Oder unverziig- lich danach glaubhaft zu machen; auf 

Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 

Dr. Melwitz 

Vorsitzender Richter am Landgericht 

http://www.eiustice-bw.de/

